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Stellungnahme des ates der Evangelischen Kırche
n (EKD) angesichts
der ehalte dIe „BOYCOLL, Divestment
and Sanctions”-Bewegung (BDS)
Vorbemerkung

Der israelisch-palästinische Konflikt ist 21ner Von Zahlreichen Kon
flikten Im en sien un auch n SICH eutfiic. komplexer, als Aass

HUFT WeI Seiten Oder Aarteilen gäbe Im Kontext des onflikts Onf.:
wWwickelt SICH zunehmend 2INe Debatte 37 verbunden mMIit der
rage, Inwiefern entsprechende Aufrufe, Handlungen un aßnahmen
antiısemitisc sSind 3g steht für Boycott, Divestment and Sanctions
un geht zurück auf Oinen internationalen der Dalästinenst-
SCHen Zivilgesellschaft AUS dem Jahr 2005. Unterstützt un iInıtiert
wurde der Aufruf Von palästinensischen arteien, verbänden un
rganisationen als Erstunterzeichnern 1el der ampagne ISE, mittels
verschiedener Boykottmaßnahmen auf Israel wirtschaftlichen, Uutfure
lIen un politischen FUC. auszuüben, Israel ZUF Änderung sermer
Politik gegenüber dem palästinensischen OLK un ZUFr Beendigung der
Besatzung palästinensischer G(ebiete bewegen ES en SICH Zzahl
reiche internationale Unterstützerkreise gebildet, WOoDel 2e1ine Veranf-
wortliche, zentral gesteuerte G(esamtorganisation besteht, die sSamtlı
che Akteure un T1O0Nen koordinitert; entsprechend vielfältig un

gegensätzlich praäsentieren SICH die Unterstützergruppen der BDS5:
ampagne DZwW. -Bewegung.

Seit ahren rulen Akteure auch In Deutschlan: ZU Boykott Is
rael, israelische aren und Dienstleistungen, israelische Kuüunstlerin
nen und Künstler, Wissenschaftlerinnen und Wissensc  tler SOWIE DOor
lerinnen und portler aufl.

Im Kontext dieser Dehatte ezieht der Rat der EKD nachfolgend PoOs1i-
10n

Der Rat der EKD hält In der uellen Debhatte Israel und Paläs
U1na SEINeEeTr bisherigen Position Test und T1 Tur e1nNe /Zweistaatenlösung
e1ın Er r Tur e1nNe oppelte Solidarıtät mi1t dem ag Israel und dem
palästinensischen Olk e1ın Die EKD hält Kritik politischen Leitlinien,
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Vorbemerkung

Der israelisch-palästinische Konflikt ist einer von zahlreichen Kon-
flikten im Nahen Osten und auch in sich deutlich komplexer, als dass
es nur zwei Seiten oder Parteien gäbe. Im Kontext des Konflikts ent-
wickelt sich zunehmend eine Debatte um „BDS“, verbunden mit der
Frage, inwiefern entsprechende Aufrufe, Handlungen und Maßnahmen
antisemitisch sind. „BDS“ steht für Boycott, Divestment and Sanctions
und geht zurück auf einen internationalen Aufruf der palästinensi-
schen Zivilgesellschaft aus dem Jahr 2005. Unterstützt und initiiert
wurde der Aufruf von palästinensischen Parteien, Verbänden und 
Organisationen als Erstunterzeichnern. Ziel der Kampagne ist, mittels
verschiedener Boykottmaßnahmen auf Israel wirtschaftlichen, kulturel-
len und politischen Druck auszuüben, um Israel zur Änderung seiner
Politik gegenüber dem palästinensischen Volk und zur Beendigung der
Besatzung palästinensischer Gebiete zu bewegen. Es haben sich zahl-
reiche internationale Unterstützerkreise gebildet, wobei keine verant-
wortliche, zentral gesteuerte Gesamtorganisation besteht, die sämtli-
che Akteure und Aktionen koordiniert; entsprechend vielfältig und
z. T. gegensätzlich präsentieren sich die Unterstützergruppen der BDS-
Kampagne bzw. -Bewegung. 

Seit Jahren rufen Akteure auch in Deutschland zum Boykott gegen Is-
rael, gegen israelische Waren und Dienstleistungen, israelische Künstlerin-
nen und Künstler, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Sport-
lerinnen und Sportler auf.

Im Kontext dieser Debatte bezieht der Rat der EKD nachfolgend Posi-
tion.

1. Der Rat der EKD hält in der aktuellen Debatte um Israel und Paläs -
tina an seiner bisherigen Position fest und tritt für eine Zweistaatenlösung
ein. Er tritt für eine doppelte Solidarität mit dem Staat Israel und dem 
palästinensischen Volk ein. Die EKD hält Kritik an politischen Leitlinien,
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WIE auch einzelnen Onkreien Maßnahmen und gesellschaftlichen MisSss-
tänden nicht 1Ur Tur möglich, Oondern S1E sehört ZUr Verantwortung ZW1-
schen Partnern und Freunden Maßstah 1st dabe1l die Einhaltung der
andards der Menschenrechte und des Völkerrechts

Die Evangelische Kıirche Boykottmaßnahmen Israel
und beteiligt sich nicht entsprechenden Projekten 1M ahmen der BDS
Kampagne ESs Sibt Methoden und Argumentationsmuster VOTN DS-Aktivis
ten und -Aktivistinnen In Deutschland, die antisemitisch Sind Oder i1srael-
DZW. judenfeindliche Untertöne haben ES OoMmMm einseltigen Verurte1l-
lungen, wonach Israel die einige Verantwortung und Schuld 1n dem KONn
Ilıkt zukomme (Gerade 1n Deutschlan: 1st das Assoziationsifeld der NS
t107Nn „Kauft nicht be1l Juden  &b pr  1SC unvermelidlich, WEeNnN sich die Orte
„BOoykott“ und „Juden jüdischer ag srae verbinden. Wer UuUrc
sSeın politisches en und Handeln Existenzängste be1l Nachfahren VOTN
Shoah-Überlebenden und -Opfern auslöst, kann nicht glaubha darlegen,
Antisemitismus-Gefahren hinreichen: nehmen Uurc Boykottauf-
rufe Firmen, Veranstalter und Urganisationen werden bisweilen die
Meinungs-, Kunst: Ooder die Wissenschaftsfreiheit eingeschränkt. udıiısche
(‚‚egmeinden und Institutionen werden teils auschal Tur die Politik des Staa-
tes Israel In Regress Solche Boykottaufrufe Sind 1n Hindernis
Tur e1nNe Friedenslösung, die sraels Fortbestand als demokratischer ag
und nationale Heimstätte des jüdischen Volkes ehbenso garantiıer WIEe S1E
die Rechte der Palästinenser 1n eiInem eigenen aa sewährleisten MNUussS

Füur die Haltung der Evangelischen Kıiırche spielt die besondere histo
rische Verantwortung Deutschlands, die auch den Kiırchen AUS ihrer e1ge-
nen Geschichte erwächst, e1nNe grundlegende S1e ergibt sich Tur die
Evangelische Kırche AUS ihrem eigenen historischen ersagen sgegenüber
denen Israel hat Tur das eutsche Selbstverständnis S17 Ende des WEe@1-
ten Weltkrieges e1nNe Iundamentale Bedeutung. an VOTN Israel reden
WIT iImmer auch ber „UNns  &b und „UMNSETE Lehre“ AUS USChWI 1e$
terscheidet die Diskussion In Deutschland VOTN der internationalen Debatte,
ahber auch VON der Art und Weise, 1n der der Konflikt In Israel und asıına
VOTN den Betroffenen selhst erleht wIrd

Im letzten Jahrzehnt beohbachten WIT 1n Deutschlan mi1t orge und
Nisetizen e1nNe /Zunahme antisemitischer verbaler AÄAus und gewaltsamer
Überfälle. en e1inem selhstkritischen mi1t uUuNSeTeTr eigenen Ge
SCNHNICNTE und Iradıtion senen WIT uns er 1n der Verantwortung, allen
Formen VOTN Antisemitismus sowohl 1n den eigenen Reihen WIEe auch 1n

Gesellschaft entschieden entgegenzutreten, Das etrifft auch
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wie auch an einzelnen konkreten Maßnahmen und gesellschaftlichen Miss-
ständen nicht nur für möglich, sondern sie gehört zur Verantwortung zwi-
schen Partnern und Freunden. Maßstab ist dabei stets die Einhaltung der
Standards der Menschenrechte und des Völkerrechts.

2. Die Evangelische Kirche lehnt Boykottmaßnahmen gegen Israel ab
und beteiligt sich nicht an entsprechenden Projekten im Rahmen der BDS-
Kampagne. Es gibt Methoden und Argumentationsmuster von BDS-Aktivis-
ten und -Aktivistinnen in Deutschland, die antisemitisch sind oder israel-
bzw. judenfeindliche Untertöne haben. Es kommt zu einseitigen Verurtei-
lungen, wonach Israel die alleinige Verantwortung und Schuld in dem Kon-
flikt zukomme. Gerade in Deutschland ist das Assoziationsfeld der NS-Ak-
tion „Kauft nicht bei Juden“ praktisch unvermeidlich, wenn sich die Worte
„Boykott“ und „Juden / jüdischer Staat / Israel“ verbinden. Wer durch
sein politisches Reden und Handeln Existenzängste bei Nachfahren von
Shoah-Überlebenden und -Opfern auslöst, kann nicht glaubhaft darlegen,
Antisemitismus-Gefahren hinreichend ernst zu nehmen. Durch Boykottauf-
rufe gegen Firmen, Veranstalter und Organisationen werden bisweilen die
Meinungs-, Kunst- oder die Wissenschaftsfreiheit eingeschränkt. Jüdische
Gemeinden und Institutionen werden teils pauschal für die Politik des Staa-
tes Israel in Regress genommen. Solche Boykottaufrufe sind ein Hindernis
für eine Friedenslösung, die Israels Fortbestand als demokratischer Staat
und nationale Heimstätte des jüdischen Volkes ebenso garantiert wie sie
die Rechte der Palästinenser in einem eigenen Staat gewährleisten muss.

3. Für die Haltung der Evangelischen Kirche spielt die besondere histo-
rische Verantwortung Deutschlands, die auch den Kirchen aus ihrer eige-
nen Geschichte erwächst, eine grundlegende Rolle. Sie ergibt sich für die
Evangelische Kirche aus ihrem eigenen historischen Versagen gegenüber
den Juden. Israel hat für das deutsche Selbstverständnis seit Ende des Zwei-
ten Weltkrieges eine fundamentale Bedeutung. Anhand von Israel reden
wir immer auch über „uns“ und „unsere Lehre“ aus Auschwitz. Dies un-
terscheidet die Diskussion in Deutschland von der internationalen Debatte,
aber auch von der Art und Weise, in der der Konflikt in Israel und Palästina
von den Betroffenen selbst erlebt wird.

Im letzten Jahrzehnt beobachten wir in Deutschland mit Sorge und
Entsetzen eine Zunahme antisemitischer verbaler Aus- und gewaltsamer
Überfälle. Neben einem selbstkritischen Umgang mit unserer eigenen Ge-
schichte und Tradition sehen wir uns daher in der Verantwortung, allen
Formen von Antisemitismus sowohl in den eigenen Reihen wie auch in un-
serer Gesellschaft entschieden entgegenzutreten. Das betrifft auch unser
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er  15 Israel Diese besondere Verantwortung der evangelischen
Kiırchen In Deutschlan: unterscheidet sich er prinzipie VOTN der PoOs1i-
t10Nn anderer Kiırchen miıt anderen historischen Erfahrungen und 1n ande-
ren politischen Kontexten

Der ag Israel und SEINEe Politik dienen häulfig als Projektionsfläche
Tur antisemitische Ressentiments unterschiedlicher Provenljenz (rechtsradi-
kal, linker Antizionismus, islamistisch). Kritik Israel hat insolfern e1nen
judenfeindlichen Resonanzraum ES 1st deshalb unerlässlich, e1nNe konkrete
Diskussion darüber ren und eweils 1M Einzelfall überprüfen,
die Grenzlinien zwischen Jjegitimer Kritik, konstrulerten Feindbildern und
judenfeindlichen Ressentiments liegen. Dafur Sibt zahlreiche Kriterien
und Indikatoren, die herangezogen werden können SO bleten die Broschuü
ren der EKD „Antisemitismus. Vorurteile, Ausgrenzungen, Projektionen
und WAS WITr dagegen iun können und der evangelischen Akademien In
Deutschland „Antisemitismus und Protestantismus mpulse ZUr e 1DsStre
Texion  &b e1nNe Urientierung. In e1ner Arbeitsdefinition der International Ho
Ocaust Remembrance liance werden konkrete Beispiele alur genannt,
dass Kritik der Regierungspolitik sraels antisemitisch ISt, WEeNnN S1E OT
fenkundig mi1t unterschiedlichen Maßstäben M1SS („Doppelte Standards”),
WEeNnN S1E Israel das kxistenzrecht abspricht (Delegitimation) Ooder WEln Is
rael dämaonisiert wird (Z Uurc NS-Vergleiche).‘

Diese Kriterien und Indikatoren dienen der Orilentierung und der Ver-
sachlichung des Streits, nicht der Diffamierung abweichender Meinungen.

Die EKD registriert miıt sroßer orge, dass sowohl pro-israelische als
auch pro-palästinensische Unterstützergruppen 1n Deutschland ihre PoOs1i-
t1onen In iIMmMmer ausschließenderer Weise vertreien und dass das gesell-
schaftliche Diskussionsklima ZU ema Israel und Palästina iIMmMmer STAr-
ker vergiftet wird Der Streit 1st häufig eprägt Uurc e1nNe Tabuisierung
und Skandalisierung abweichender Meinungen und UuUrc e1nNe Verhärtung
der Fronten, die Verständigung und Differenzierung aum mehr zulassen
Der kommunikative Strukturwandel 1n /Zeiten der Digitalisierung soctal
media) rag dazu bel, dass Hassbotsc  ten und wechselseitige Verurte1li-
lungen zunehmen Mediale chokammern dienen der Selbstimmunisie
ruhng und Selbstbestätigung und Zzerstören Verständnis und Verständigungs-
bereitsc

Anfisemititismus_ vorurteile, Ausgrenzungen, Projektionen N Was WIr dagegen
un können. Fine Information der EKD, VIEK N der Hannover: 2017, ÖT;
AÄAntisemitismus und Protestantismus mpulse ZUrT Selbstreflexion, ng VON den vangeli-
schen emitien n Deutschland, Berlin 701
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Verhältnis zu Israel. Diese besondere Verantwortung der evangelischen
Kirchen in Deutschland unterscheidet sich daher prinzipiell von der Posi-
tion anderer Kirchen mit anderen historischen Erfahrungen und in ande-
ren politischen Kontexten.

4. Der Staat Israel und seine Politik dienen häufig als Projektionsfläche
für antisemitische Ressentiments unterschiedlicher Provenienz (rechtsradi-
kal, linker Antizionismus, islamistisch). Kritik an Israel hat insofern einen
judenfeindlichen Resonanzraum. Es ist deshalb unerlässlich, eine konkrete
Diskussion darüber zu führen und jeweils im Einzelfall zu überprüfen, wo
die Grenzlinien zwischen legitimer Kritik, konstruierten Feindbildern und
judenfeindlichen Ressentiments liegen. Dafür gibt es zahlreiche Kriterien
und Indikatoren, die herangezogen werden können. So bieten die Broschü-
ren der EKD „Antisemitismus. Vorurteile, Ausgrenzungen, Projektionen
und was wir dagegen tun können“ und der evangelischen Akademien in
Deutschland „Antisemitismus und Protestantismus. Impulse zur Selbstre-
flexion“ eine Orientierung. In einer Arbeitsdefinition der International Ho-
locaust Remembrance Alliance werden konkrete Beispiele dafür genannt,
dass Kritik an der Regierungspolitik Israels antisemitisch ist, wenn sie of-
fenkundig mit unterschiedlichen Maßstäben misst („Doppelte Standards“),
wenn sie Israel das Existenzrecht abspricht (Delegitimation) oder wenn Is-
rael dämonisiert wird (z. B. durch NS-Vergleiche).1

Diese Kriterien und Indikatoren dienen der Orientierung und der Ver-
sachlichung des Streits, nicht der Diffamierung abweichender Meinungen.

5. Die EKD registriert mit großer Sorge, dass sowohl pro-israelische als
auch pro-palästinensische Unterstützergruppen in Deutschland ihre Posi-
tionen in immer ausschließenderer Weise vertreten und dass das gesell-
schaftliche Diskussionsklima zum Thema Israel und Palästina immer stär-
ker vergiftet wird. Der Streit ist häufig geprägt durch eine Tabuisierung
und Skandalisierung abweichender Meinungen und durch eine Verhärtung
der Fronten, die Verständigung und Differenzierung kaum mehr zulassen.
Der kommunikative Strukturwandel in Zeiten der Digitalisierung (social
media) trägt dazu bei, dass Hassbotschaften und wechselseitige Verurtei-
lungen zunehmen. Mediale Echokammern dienen der Selbstimmunisie-
rung und Selbstbestätigung und zerstören Verständnis- und Verständigungs-
bereitschaft.
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1 Vgl. Antisemitismus. Vorurteile, Ausgrenzungen, Projektionen und was wir dagegen
tun können. Eine Information der EKD, UEK und der VELKD. Hannover: 2017, 8 f;
Antisemitismus und Protestantismus. Impulse zur Selbstreflexion, hg. von den Evangeli-
schen Akademien in Deutschland, Berlin 2019.
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Die EKD Ssieht als Anliegen des BDS-Gründungsaufrufs VOTN 2005 das
Bekenntnis Gewaltfreiheit, den Einsatz Tur Menschenrechte und das
/iel e1Nes serechten Friedens 1n Israel und Palästina S1e Ssieht zugleic mi1t
orge, dass sowohl 1M Gründungsaufru: als auch 1n der ewegung selhst
e1nNe klare Abgrenzung sgegenüber e1ner einseltigen Kritik e die aufT
e1nNe Delegitimation des Staates Israel und sSe1INne Dämonisierung als Jüdi
schem ag hinausläu und damıit VOTN e1ner antisemitischen Haltung nicht
mehr unterscheidbar 1st und einseltige Bewertungsmaßstäbe anleg S1e
verurteilt CS, WE BDS-Vertreter und -Vertreterinnen aggressIV auftreten
und Tuc aufT staatliche und nNichtstaatliche Institutionen, Veranstalter,
Unternehmen EIc ausüben, sich dem srundsätzlichen Boykott Israel
anzuschließen

Im Interesse e1ner Tredlichen Regelung des israelisch-palästinensi1-
schen Konfliktes, der serade Deutschland interessier sSeın INUSS und 1St,
bedarftf e1ner differenzierten 1C aufT Ursachen, Verantwortlichkeiten,
ahber auch aufT Unversöhnlichkeiten und unauflösbare Gegensätze. ES bedarf
ernsthaflfter Bemühungen und Sensibilität 1n der wechselseitigen ahrneh
MNUuNg und In der Anerkennung ljegitimer Bedürifnisse, Interessen, Motiva-
t1onen und Sichtweisen aller Beteiligter. ES raucht 1n es
Nüchternheit, Sachlichkeit, Differenziertheit ahber auch Einfühlungsvermö-
gEN und Sensibilität als Basıs Tur e1nen Dialog, der gegenseltiges Verstehen
und Verständigung ermöglicht.

Die EKD und ihre Evangelische Mittelost-Kommission Sind S17 Jahr
zehnten bemüuüht, Dialogfähigkeit und Dialogräume zwischen Gruppen und
Urganisationen stärken, die sich der Solidarıtä entweder mi1t Israel Oder
miıt Palästina verpllichtet Tühlen S1e unterstutzt sowohl 1n Deutschland
WIE auch In Israel und Palästina alle Maßnahmen, die dem au VOTN Ver-
Lrauen, dem 0g und der Verständigung SOWIE der Versöhnung zwischen
dem israelischen und palästinensischen Olk dienen Die EKD ermutigt Ge
meinden und Einrichtungen weiterhin, DZW. angesichts der zunehmenden
Polarisierung verstärkt, solche Dialogfähigkeit Ordern und jene ertiretie
rinnen und Vertreter aller Positionen Veranstaltungen einzuladen, die
bereit Sind e1inem konstruktiven Dialog, alrer Kritik und Se  1U
und eiInNnem respektvollen miıt anderen Auffassungen und Meli
NUNgeEN., In eiInNnem Olchen 0g aben Positionen SOWIE Vertreter und
Vertreterinnen, die einseltig Israel diffamieren und dämonisieren Ooder antı
semitische Positionen einnehmen, ehbenso wen1g aum WIE Jjene, die jegli
che Kritik der Regierung sraels und ihrer Politik als judenfeindlich
rückweisen und eiınen antisemitischen eneralverdacht tellen
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6. Die EKD sieht als Anliegen des BDS-Gründungsaufrufs von 2005 das
Bekenntnis zu Gewaltfreiheit, den Einsatz für Menschenrechte und das
Ziel eines gerechten Friedens in Israel und Palästina. Sie sieht zugleich mit
Sorge, dass sowohl im Gründungsaufruf als auch in der Bewegung selbst
eine klare Abgrenzung gegenüber einer einseitigen Kritik fehlt, die auf
eine Delegitimation des Staates Israel und seine Dämonisierung als jüdi-
schem Staat hinausläuft und damit von einer antisemitischen Haltung nicht
mehr unterscheidbar ist und einseitige Bewertungsmaßstäbe anlegt. Sie
verurteilt es, wenn BDS-Vertreter und -Vertreterinnen aggressiv auftreten
und Druck auf staatliche und nichtstaatliche Institutionen, Veranstalter,
Unternehmen etc. ausüben, sich dem grundsätzlichen Boykott gegen Israel
anzuschließen.

7. Im Interesse einer friedlichen Regelung des israelisch-palästinensi-
schen Konfliktes, an der gerade Deutschland interessiert sein muss und ist,
bedarf es einer differenzierten Sicht auf Ursachen, Verantwortlichkeiten,
aber auch auf Unversöhnlichkeiten und unauflösbare Gegensätze. Es bedarf
ernsthafter Bemühungen und Sensibilität in der wechselseitigen Wahrneh-
mung und in der Anerkennung legitimer Bedürfnisse, Interessen, Motiva-
tionen und Sichtweisen aller Beteiligter. Es braucht ein hohes Maß an
Nüchternheit, Sachlichkeit, Differenziertheit aber auch Einfühlungsvermö-
gen und Sensibilität als Basis für einen Dialog, der gegenseitiges Verstehen
und Verständigung ermöglicht. 

8. Die EKD und ihre Evangelische Mittelost-Kommission sind seit Jahr-
zehnten bemüht, Dialogfähigkeit und Dialogräume zwischen Gruppen und
Organisationen zu stärken, die sich der Solidarität entweder mit Israel oder
mit Palästina verpflichtet fühlen. Sie unterstützt sowohl in Deutschland
wie auch in Israel und Palästina alle Maßnahmen, die dem Aufbau von Ver-
trauen, dem Dialog und der Verständigung sowie der Versöhnung zwischen
dem israelischen und palästinensischen Volk dienen. Die EKD ermutigt Ge-
meinden und Einrichtungen weiterhin, bzw. angesichts der zunehmenden
Polarisierung verstärkt, solche Dialogfähigkeit zu fördern und jene Vertrete-
rinnen und Vertreter aller Positionen zu Veranstaltungen einzuladen, die
bereit sind zu einem konstruktiven Dialog, zu fairer Kritik und Selbstkritik
und zu einem respektvollen Umgang mit anderen Auffassungen und Mei-
nungen. In einem solchen Dialog haben Positionen sowie Vertreter und
Vertreterinnen, die einseitig Israel diffamieren und dämonisieren oder anti-
semitische Positionen einnehmen, ebenso wenig Raum wie jene, die jegli-
che Kritik an der Regierung Israels und ihrer Politik als judenfeindlich zu-
rückweisen und unter einen antisemitischen Generalverdacht stellen.
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Die EKD 1st auf verschiedene Weise BIis hın vertraglic eregel-
ten Kirchengemeinschaften Oder aufT der ene der Kırchlichen Weltbüunde

auch miıt Okumenischen Partnern verbunden, die sich als Teil der BDS
ewegung verstehen, einzelne Maßnahmen WIE e{Iwa e1nen Investitions-
eNTIZUg umgesetzt aben Ooder BDS  aßnahmen unterstutzen Dieses Enga:
gement kann die erwäannten Okumenischen Partnerschaftsbeziehungen
nicht 1n rage tellen Die EKD wird vielmehr ihre kritisch-differenzierte
Haltung ZUr BDS-Bewegung ehbenso 1NSs espräc bringen, WIEe ihre Partner
dies iun 1ne sachliche Auseinandersetzung darüber, WIEe die Okumenisch
sgeme1insam angestrebten politischen Jele e1Nes serechten Friedens Tur die
Region besten erreicht werden können, INUSS möglich sein

10 Die Kritik der BDS-Kampagne darf nicht dazu führen, die1
DZW. Unterstützung anerkannter israelischer, palästinensischer und 1nNier-
nationaler Urganisationen einzuschränken. Die EKD UNnterSTIuLZz israelische
und palästinensische Menschenrechtsorganisationen; S1E Ordert humanı-
tare und Ozlale Dienste 1n den besetzten palästinensischen eDleien und
engaglert sich gemeinsam miıt Partnern VOT Ort Tur Versöhnung und Ver-
ständigung zwischen Israelis und Palästinensern

Hannover,
den 29 Februar 2020

INWEeIS: He Ökumenische Rundschau hat In efift 3/2019, 340 I, untie der Rubrik
„ZUur Diskussion“ einen „UOffenen Te dAle Leitung der Evangelischen Kirche In Deutsch:
and Berlin, Juni 2019, unterzeichnet Von Almuth Berger, Volkmar eile, Heino Falcke

abgedruckt, der ber die Folgen des Beschlusses des Bundestages VOIN Mal 2019

Besorgnis außert.
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9. Die EKD ist auf verschiedene Weise – bis hin zu vertraglich geregel-
ten Kirchengemeinschaften oder auf der Ebene der Kirchlichen Weltbünde
– auch mit ökumenischen Partnern verbunden, die sich als Teil der BDS-
Bewegung verstehen, einzelne Maßnahmen wie etwa einen Investitions-
entzug umgesetzt haben oder BDS-Maßnahmen unterstützen. Dieses Enga-
gement kann die erwähnten ökumenischen Partnerschaftsbeziehungen
nicht in Frage stellen. Die EKD wird vielmehr ihre kritisch-differenzierte
Haltung zur BDS-Bewegung ebenso ins Gespräch bringen, wie ihre Partner
dies tun. Eine sachliche Auseinandersetzung darüber, wie die ökumenisch
gemeinsam angestrebten politischen Ziele eines gerechten Friedens für die
Region am besten erreicht werden können, muss möglich sein. 

10. Die Kritik an der BDS-Kampagne darf nicht dazu führen, die Arbeit
bzw. Unterstützung anerkannter israelischer, palästinensischer und inter-
nationaler Organisationen einzuschränken. Die EKD unterstützt israelische
und palästinensische Menschenrechtsorganisationen; sie fördert humani-
täre und soziale Dienste in den besetzten palästinensischen Gebieten und
engagiert sich gemeinsam mit Partnern vor Ort für Versöhnung und Ver-
ständigung zwischen Israelis und Palästinensern.

Hannover, 
den 29. Februar 2020

Hinweis: Die Ökumenische Rundschau hat in Heft 3/2019, S. 346 ff, unter der Rubrik

„Zur Diskussion“ einen „Offenen Brief an die Leitung der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land (Berlin, 5. Juni 2019, unterzeichnet von Almuth Berger, Volkmar Deile, Heino Falcke

u.a.)“ abgedruckt, der über die Folgen des Beschlusses des Bundestages vom 17. Mai 2019

Besorgnis äußert.
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